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GASTBEITRAG

Dubioser Vorschlag für Liberalisierung des Welthandels

Die Welthandelsorganisation (WTO) bemüht sich derzeit um den Abbau von Agrarsubventionen und um Exportchancen für Industriegüter sowie Dienstleistungen. Berlin macht einen seltsamen Vorschlag.

VON MARITA WIGGERTHALE

Jetzt oder nie! Aus Sicht der Bundesregierung gilt es mit Nachdruck die Marktöffnung in den Entwicklungsländern für deutsche Industrieprodukte voranzutreiben. Schluss mit der politischen Leisetreterei, jetzt will sie Flagge zeigen - für die deutsche Exportindustrie. Nicht nur in Brüssel, sondern auch in Genf. Dort stehen seit gestern wieder offiziell die WTO-Verhandlungen für eine Liberalisierung der Agrar- und Industriegütermärkte auf der Tagesordnung. Bis Ende Juli sollen nun wirklich alle Handelsverträge unter Dach und Fach sein.

Bei der Liberalisierung der Weltmärkte steht die WTO unter Druck. Schwierige Zeiten für Warner und Kritiker - drinnen in den Verhandlungssälen genauso wie draußen. Warnungen vor einer De-Industrialisierung in vielen Entwicklungsländern, vor dem Niedergang von im Aufbau befindlichen und noch nicht wettbewerbsfähigen Industrien sowie vor Arbeitsplatzverlusten werden einfach in den Wind geschlagen. Die Bundesregierung und Europäische Kommission haben einen Vorschlag präsentiert, dem zufolge die armen Länder ihre Zölle erstmals stärker senken müssten als die reichen. Das ist einmalig in der Geschichte der WTO und ihres Vorgängers Gatt. Nach diesem Vorschlag müsste die EU ihre Zölle um 28 Prozent reduzieren, die armen Länder hingegen um 75 bis 80 Prozent. Das ist aus der Sicht der Hilfsorganisation Oxfam inakzeptabel, denn für eine erfolgreiche Entwicklung der Industrien in den Entwicklungsländern ist der Erhalt des politischen Spielraums beim Außenschutz unabdingbar.

Zollschutz ist Entwicklungspolitik

Zollschutz ist entwicklungspolitisch geboten zum Schutz von Wirtschaftssektoren, die zu einem großen Teil arme Menschen beschäftigen oder die in ärmeren Regionen angesiedelt sind. Aber der wichtigste Grund ist der Schutz von "infant industries" - Industrien die in der Frühphase der Entwicklung, quasi in den Kinderschuhen stecken. Solche noch nicht wettbewerbsfähigen Branchen hätten keine Chance bei einer radikalen Liberalisierung der Märkte. Zu groß ist der Produktivitäts- und Technologievorsprung der Konkurrenz in den reichen Ländern und zu gering sind die Möglichkeiten in vielen Entwicklungsländern, die enormen Produktivitätsunterschiede praktisch von heute auf morgen zu überwinden. Viele weiterverarbeitende Industrien müssten dicht machen und ihre Beschäftigten auf die Straße setzen.

Wie wichtig der Zollschutz ist und war, zeigt ein Blick auf die Industriegeschichte der USA, Großbritanniens, Deutschlands und Frankreichs. Allen Ländern ist gemeinsam, dass sie in der Frühphase der Industrialisierung auf Zölle als ein Instrument zur Förderung der industriellen Entwicklung zurückgreifen konnten. Als Frankreich den gleichen Entwicklungsstand wie Malaysia heute hatte, betrug der Zollsatz im Durchschnitt 30 Prozent.

Gleiches gilt für die USA. Als dort das gleiche Pro-Kopf-Einkommen registriert wurde wie in Brasilien und China heute, waren die Zölle um ein Vierfaches höher.

Das gleiche Bild ergibt sich bei den aufstrebenden Volkswirtschaften in Asien, auf die immer wieder gerne verwiesen wird. Durchschnittliche Zölle von 30 bis 40 Prozent waren in Südkorea und Taiwan Voraussetzung für Erfolge in der Auto-, Elektronik- und Stahlbranche. Auch in China war eine Ankurbelung der Wirtschaft in den 90er Jahren erst möglich durch einen Zollschutz von mehr als 30 Prozent im Durchschnitt. Kein Land dieser Welt hat sich entwickelt aufgrund einer uneingeschränkten und vorzeitigen Liberalisierung!

Eine Studie der Unctad weist auf die schwerwiegenden Folgen der von der Bundesregierung verfolgten Zollsenkung hin. Ihr zufolge ist mit Arbeitsplatzverlusten vor allem in der Kraftfahrzeugindustrie und beim Maschinen- und Anlagenbau zu rechnen. Zudem würden die fehlenden Zolleinnahmen - ein prognostizierter Rückgang um 41 Prozent - riesige Löcher in den Staatskassen reißen. Damit fehlen wichtige Mittel für Investitionen in Gesundheit, Bildung, Infrastruktur oder Wirtschaftsentwicklung. Setzt sich also die Bundesregierung in der WTO mit ihrer Forderung durch, wird vielen armen Ländern die Chance auf eine Zukunft ohne Armut genommen.
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